
Dienstag, 22. November 2011 | az 21Kanton/Region

SP-Fraktion Wüthrich ist

neuer Vizepräsident

Der Huttwiler Grossrat Adrian
Wüthrich ist neuer Vizepräsi-
dent der SP-Fraktion. Wüthrich
gehört dem Kantonsparlament
seit 2010 an. Der 31-Jährige war
unter anderem Gründungsprä-
sident des Jugendparlaments
Oberaargau, Präsident der Juso
Kanton Bern und Mitglied der
Geschäftsleitung der SP Kanton
Bern. In Huttwil ist Wüthrich Ge-
meinderat. Er ist verheiratet
und Vater eines Sohnes. Wü-
thrich löst in der Fraktion Bern-
hard Antener ab. Der Langnau-
er soll im Juni 2012 zum 1. Vize-
präsidenten des Grossen Rates
gewählt werden und somit ein
Jahr später den Grossen Rat
präsidieren. (UZ)

Studiengebühren SUB

protestiert mit Petition
Eine Petition mit 5135 Unter-
schriften überreichten gestern
Morgen Vertreter des Verban-
des der Studierendenschaft der
Berner Fachhochschule und der
StudentInnenschaft der Univer-
sität Bern an Grossratspräsi-
dent Beat Giauque (FDP). Mit
der Bittschrift protestieren die
Studierenden gegen die vom
Regierungsrat in seinem Entlas-
tungspaket vorgesehen Erhö-
hung der Studiengebühren um
300 Franken pro Jahr. Die Mehr-
einnahmen von jährlich 3,5 Mil-
lionen Franken sind zur Verbes-
serung des Kantonshaushalts
geplant. Der Grosse Rat ent-
scheidet nächste Woche über
eine entsprechende Motion von
Corinne Schärer (Grüne). (UZ)

Korrigendum Schmidli

wohnt in Bätterkinden
In der Berichterstattung zum
HIV-Gemeinderating vom ver-
gangenen Freitag, 18. Novem-
ber, ist uns ein Fehler unterlau-
fen: Der im Artikel zitierte Her-
mann Schmidli ist nicht Ge-
meindevizepräsident von Ut-
zenstorf. Schmidli übt dieses
Amt in Bätterkinden aus. Wir
bitten um Entschuldigung. (UZ)

Steuerpflichtig 10 170

Jugendliche automatisch
Sechzehnjährige werden im
Kanton Bern automatisch ins
Steuerregister aufgenommen
und müssen dann jedes Jahr ei-
ne Steuererklärung einreichen,
unabhängig davon, ob sie be-
reits ein Einkommen erzielen
oder nicht. Neu eine Steuerer-
klärung ausfüllen müssen im
2012 daher 10 170 Jugendliche
mit Jahrgang 1995, schreibt
Kommunikation Kanton Bern in
einer Medienmitteilung vom
Montag. Sie erhalten keine her-
kömmliche Steuererklärung auf
Papier, sondern direkt ihre per-
sönlichen Zugangsinformatio-
nen für TaxMe-Online. Da sie
mit modernen Kommunikati-
onsmitteln vertraut sind, kön-
nen sie auf diese Weise bereits
ihre erste Steuererklärung via
Internet ausfüllen. Dass die Ju-
gendlichen diesen Weg bevor-
zugen, zeigt die Statistik des
letztjährigen Versandes: Über
60 Prozent der 16-Jährigen ha-
ben ihre erste Steuererklärung
mit TaxMe-Online ausgefüllt; im
Vergleich mit allen eingereich-
ten Steuererklärungen sind das
doppelt so viele. Nur wer es ex-
plizit wünscht, dem schickt die
Steuerverwaltung die Formula-
re in Papierform zu. (KBE)
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Die Berner und Bernerinnen sollen
erst ab 2013 von tieferen Motorfahr-
zeugsteuern profitieren. Das hat der
Grosse Rat am Montag mit 95 zu 37
Stimmen bei 6 Enthaltungen be-
schlossen. Die SVP blieb chancenlos
mit ihrem Begehren, die Inkraftset-
zung auf 2012 vorzusehen.

Ob damit das letzte Wort gespro-
chen ist, bleibt allerdings unklar.
SVP-Sprecher Andreas Blank (Aar-
berg) stellte jedenfalls infrage, ob der
Grosse Rat überhaupt befugt ist, das
Datum der Inkraftsetzung im Volks-
vorschlag zu verändern. Auch diese
Frage wird nun womöglich zum Ju-
ristenfutter. Namens der Justizkom-
mission (Juko) erklärte Präsident
Christoph Stalder (FDP/Bern), die Ju-
ko habe mit 7 zu 0 Stimmen bei 5
Enthaltungen entschieden, die Ver-
schiebung sei rechtmässig.

Die Motorfahrzeugsteuern be-
schäftigen die Anwälte seit langem.
Das Volk hatte im Februar 2011 den
Volksvorschlag für deutlich tiefere
Steuern mit einem hauchdünnen
Vorsprung von 363 Stimmen (bei ins-
gesamt 351 000 gültigen Stimmen)
gegenüber der ebenfalls angenom-
menen Ecotax-Vorlage gutgeheissen.
Die Inkraftsetzung war für 2012 ge-
plant, doch dann geriet die Vorlage
in die Mühlen der Justiz. Das Verwal-
tungsgericht entschied, das extrem
knappe Abstimmungsresultat müsse
überprüft werden. Doch die darauf
vom Regierungsrat angeordnete
Nachzählung war gar nicht möglich,
weil 29 Gemeinden das Stimmmate-
rial schon weggeworfen hatten. Der
Regierungsrat möchte die Abstim-
mung deshalb am 11. März 2012 wie-
derholen lassen.

März-Termin unsicher
Allerdings ist dieser Termin unsi-

cher, wie Staatsschreiber Kurt Nus-
pliger im Parlament deutlich mach-
te: Sollte sich das Bundesgericht
nicht spätestens Anfang 2012 mit der
hängigen SVP-Beschwerde befassen,
dürfte der März-Termin ebenfalls ins
Wasser fallen.

Die SVP machte im Grossen Rat
deutlich, dass sie ihren Kurs weiter-
verfolgt: Auf juristischem Weg will
sie erwirken, dass das ursprüngliche

Abstimmungsresultat doch zählt –
und sollte doch eine Wiederholung
des Urnengangs nötig sein, müsste
die Inkraftsetzung rückwirkend auf
Anfang auf 2012 möglich sein.

Zweifel an Vollzugsproblemen
«Manchmal hat man den Ein-

druck, das Lebensglück der Berner
hänge von dieser Motorfahrzeugsteu-
er ab», mokierte sich Polizeidirektor
Hans-Jürg Käser (FDP). Er betonte, die
Inkraftsetzung auf 2012 sei technisch
gar nicht möglich. Käser verwies auf
die 500 000 Rechnungen, welche das
Strassenverkehrs- und Schifffahrts-
amt (SVSA) jeweils zu Beginn des Jah-
res versenden müsse. «Darauf muss
das SVSA jeweils rund 55 000 Telefon-
anrufe erledigen.» Die 725 000 Motor-
fahrzeuge im Kanton Bern hätten
täglich bis zu 1000 Mutationen zur
Folge. Käser: «Das ist ein sehr kom-
plexes Massengeschäft.»

Die SVP kaufte ihm das nicht ab,
und auch die EDU war für Nichtein-
treten auf die Inkraftsetzungsvorla-
ge. Die Fraktionssprecherinnen Mar-
greth Schär (SP/Lyss) und Rita Hau-
denschild (Grüne/Spiegel) riefen alle

Beteiligten auf, dem «Trauerspiel»
endlich ein Ende zu bereiten: Es
brauche rasch einen zweiten Urnen-
gang und dann die zügige Umset-
zung des Volkswillens. Auch BDP
(Dieter Widmer, Wanzwil), FDP (Adri-
an Kneubühl, Nidau) und EVP Marc

Jost, Thun) sprachen sich für diesen
Weg aus. Alles andere sei «töipelen»,
sagte Franziska Schöni (GLP/Bremgar-
ten). Widmer appellierte an den «ge-
sunden Menschenverstand»: Ihm
werde angesichts der drohenden
Konsequenzen «fasch gschmuech», so
der BDP-Sprecher.

Hannes Flückiger wartet ab
Der Ball liegt nun auch bei den Ini-

tianten des Volksvorschlags. Sie
könnten die Frage der Inkraftsetzung
auf juristischem Weg weiterverfol-
gen. Auf Anfrage wollte sich gestern
der «Vater» des Volksvorschlags, der
Auswiler Garagier Hannes Flückiger,
auf die Frage ob er das Referendum
gegen den Gesetzesbeschluss des
Grossen Rates ergreifen werde, nicht
konkret äussern: «Kein Kommentar.
Ich warte zuerst die Antwort des Re-
gierungsrates auf mein ‹Einschrei-
ben› von vergangener Woche ab.»

SVP scheitert mit Senkung per 2012
Motorfahrzeugsteuern Der Grosse Rat beschliesst Verschiebung auf 2013 per Gesetz
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«Manchmal hat man
den Eindruck, das
Lebensglück der Berner
hänge von dieser Mo-
torfahrzeugsteuer ab.»
Hans-Jürg Käser, Regierungsrat

Polizeidirektor Käser im Gespräch mit dem früheren Ecotax-Kommissionspräsidenten Hadorn. UZ

Andrea Lüthi (SP/Burgdorf) und Ve-
rena Kipfer (BDP/Stettlen) wurden
gestern als neue Grossrätinnen ver-
eidigt. Lüthi folgt für die zurückge-
tretene Danielle Lemann (Langnau).
Kipfer rutschte für Lorenz Hess

(Stettlen) nach, der wegen seiner
Wahl in den Nationalrat zurückge-
treten ist. Nächste Woche wird
noch Markus Aebi (SVP/Hellsau)
vereidigt. Er folgt auf Neo-National-
rätin Nadia Pieren (Burgdorf). (UZ)

BRUNO UTZ

Andrea Lüthi und Verena Kipfer vereidigt

Vormundschaftswesen Der Grosse
Rat wird auf einer kantonalen Lö-
sung für den Kindes- und Erwachse-
nenschutz beharren. Das wurde am
Montag zum Auftakt der Debatte
über die Neuregelung des Vormund-
schaftswesens deutlich. Sprecher der
Grünen, der SVP und der BDP spra-
chen sich klar dafür aus, dass zwölf
kantonale Fachbehörden geschaffen
werden. Bereits die vorberatende

Kommission hatte sich für die kanto-
nale Lösung ausgesprochen. Der Re-
gierungsrat hatte dieses Jahr ur-
sprünglich eine solche Lösung prä-
sentiert, doch vollzog er im Sommer
wegen der knappen Kantonskasse ei-
ne Kehrtwende: Das kommunale Mo-
dell brächte Einsparungen von etwa
fünf Millionen Franken. Die Frakti-
onssprecher liessen sich von diesem
Argument nicht beeindrucken. (SDA)

Parlament will kantonale Lösung

Beschwerde Dieter Widmer (Wan-
zwil), Peter Brand (Münchenbuch-
see), Adrian Kneubühler (Nidau) und
Alfred Schneiter (Thierachern), die
Präsidenten der vier bürgerlichen
Fraktionen BDP, SVP, FDP und EDU
sind unzufrieden bezüglich Äusse-
rungen von Regierungsrätin Barbara
Egger (SP). In einem Brief an Regie-
rungspräsident Bernhard Pulver
(Grüne) zeigen sich die vier Präsiden-
ten erstaunt, dass sich ein Mitglied
des Regierungsrates «derart despek-
tierlich» über den Grossen Rat äusse-
re. Diese Feststellung bezieht sich auf
Aussagen von Egger im Zusammen-
hang mit dem Kauf von zwei SBB-Ge-
bäuden in der Stadt Bern. Gegenüber
Journalisten hatte Egger die vom
Grossen Rat beschlossene Kürzung
des Kaufkredites von 63,5 auf 61,2
Millionen Franken kritisiert. Der
Grosse Rat, welchem keine Experten
angehörten, habe einfach das Budget
gekürzt. «Das macht eine Regierung
unglaubwürdig.»

Solche Meinungsäusserungen sei-
en einer guten Zusammenarbeit zwi-
schen Regierung und Parlament nicht
förderlich», heisst es im Brief, der
dem az Langenthaler Tagblatt vor-
liegt. Der Grosse Rat habe den Kredit
wegen eines zu hohen Landpreises ge-
kürzt und so dem Kanton gut zwei
Millionen Franken gespart. (UZ)

Bürgerliche
kritisieren Egger

Prostitutionsgesetz Der SVP-Frakti-
on war das neue Prostitutionsgesetz
schon immer suspekt. Gestern bean-
tragte nun Christian Hadorn
(SVP/Ochlenberg), der Grosse Rat sol-
le die Beratung auf die weniger über-
lastete Januar-Session verschieben.
«Zudem können wir die Zeit nutzen,
eine Lösung zu finden, damit auch
wir mit dem Gesetz zurecht kom-
men», erklärte Hadorn. Der Antrag
kam längst nicht allen Fraktionen ge-
legen. Die Sprecher von BDP, SP, und
Grünen zeigten sich bereit, das Ge-
setz jetzt zu beraten. Im gleichen
Sinn äusserte sich auch Christine
Häsler (Grüne/Burglauenen), die Prä-
sidentin der vorberatenden grossrät-
lichen Kommission: «Die Kommissi-
on hat gute Arbeit geleistet. Wir sind
bereit.»

Polizeidirektor Hans-Jürg Käser
stellte fest: «Ich staune über die Belie-
bigkeit, die im Grossen Rat um sich
greift. Beim Gesetz über die Motor-
fahrzeugsteuern wird der Regierung
vorgeworfen, sie verzögere alles.» Er
könne zwar mit der Verschiebung le-
ben, im Januar werde die Traktan-
denliste aber wiederum reich be-
frachtet sein. Trotz Käsers Mahnung
verschob der Grosse Rat die Gesetzes-
beratung sowie zwei zum Thema ge-
hörende Motionen mit 94 zu 54 Stim-
men bei 6 Enthaltungen. (UZ)

Rat verschiebt
Sex-Gesetz 


